
Waren ohne Genehmigung nach Westberlin zu trans­
portieren. Der Senat hat bereits in dem Urteil vom
12. Juli 1951 (2 Zst 18/51) entschieden, daß als ein 
Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes jedes Verhalten 
anzusehen ist, das dazu beiträgt, Waren der Kontrolle 
durch die dafür zuständige Stelle zu entziehen. Der 
Angeklagte hat aber diese Absicht gehabt, da er damit 
einverstanden war, daß seine Ehefrau die Musik­
instrumente ohne Genehmigung nach Westberlin 
brachte, um sie dort zu veräußern. Da er auch aus 
dieser Tat einen Gewinn erzielen wollte und erzielt 
hat, war er wegen der von ihm hergestellten und 
seiner Ehefrau zum Transport nach Westberlin über­
gebenen Instrumente in Tateinheit mit dem Verstoß 
gegen § 1 Abs. 1 Ziff. 3, Abs. 2 WStVO auch nach § 2 
Abs. 2 Ziff. 6 des Gesetzes zum Schutze des inner­
deutschen Handels zu bestrafen, ohne daß es im vor­
liegenden Falle eines besonderen Antrages des Amtes 
für Kontrolle des Warenverkehrs bedurfte (vgl. OG in 
NJ 1951 S. 512).

§ 266 StGB.
Wenn Untreue einen Angriff auf Volkseigentum 

enthält, so ist sie als besonders schwere Untreue zu 
bestrafen.

OG, Urt. vom 4. Dezember 1951 — 3 Zst 44/51.
Aus den G r ü n d e n :

Das Schöffengericht in B. hat den Angeklagten am 
5. Oktober 1950 wegen Vergehens gegen die Anord­
nung über Umtausch von Westgeld vom 14. September 
1949 in Verbindung mit § 9 WStVO zu 200,— DM und 
wegen Verstoßes gegen den Befehl Nr. 18 der SMAD 
vom 3. Februar 1948 in Verbindung mit § 9
WStVO zu 250,— DM Geldstrafe verurteilt. Von der 
Anklage der Untreue gemäß § 266 StGB und zwei 
weiterer Vergehen nach § 292 StGB und nach der Wirt­
schaftsstrafverordnung ist er freigesprochen worden.

Im angefochtenen Urteil sind folgende Feststellun­
gen in bezug auf die Untreue getroffen:

Der Angeklagte war als Fischmeister in der Landes­
forellenzuchtanstalt Kloster M. tätig. Er hat in den 
Jahren 1947 und 1948 in einem durch Beschuß ge­
littenen Bestand etwa 200' fm Holz einschlagen lassen. 
Während ein Teil davon morsch war, hat er etwa 
96 fm an die Firma E. in B. verkauft und als Erlös 
1140,— RM erhalten. Einen weiteren Teil des Holzes 
hat er zum Aufbau der Anstalt verwendet; der Rest 
wurde gestohlen. Der Angeklagte hat die erhaltene 
Geldsumme nicht in die Bücher eingetragen, sondern 
sie auf Anordnung seines damaligen Vorgesetzten, 
Oberfischmeister Dr. B. von der Landesregierung, zum 
Aufbau der Zuchtanstalt verwendet, weil die von der 
Regierung gezahlten Zuschüsse nicht ausreichten. Für 
seinen Lieferwagen, der nur für den Betrieb benutzt 
wurde, hat der Angeklagte selbst Steuern und Be­
triebskosten gezahlt, ohne daß die Landesregierung 
ihm Miete zahlte oder Kosten erstattete.

Das Schöffengericht ist den Angaben des Angeklag­
ten gefolgt und hat daraus den Schluß gezogen, daß das 
Vermögen des volkseigenen Betriebes nicht geschädigt 
sei, und ihn deshalb von der Anklage der Untreue 
freigesprochen.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokrati­
schen Republik hat die Kassation des rechtskräftigen 
Urteils beantragt, soweit der Angeklagte von der An­
klage der Untreue freigesprochen worden ist.

Er hat Verletzung der Pflicht zur Wahrheitserfor­
schung gemäß § 244 Abs. 2 StPO gerügt.

Dem Antrag des Generalstaatsanwalts war stattzu­
geben.

Bereits bei seiner polizeilichen Vernehmung am 
15. Mai 1950 hat der Angeklagte ausgesagt, daß er aus 
der Waldparzelle der Landeszuchtanstalt für Forellen 
Holz einschlagen ließ und davon 96 fm an die Firma 
E. verkauft hat. Er hat weiter gestanden, daß er die 
von der „E.“ empfangenen 1140,— RM nicht in die 
Bücher eingetragen, sondern für seine persönlichen 
Zwecke verwendet hat. Im Gegensatz zu diesem Ge­
ständnis hat der Angeklagte in der Hauptverhand­
lung erklärt, er habe den Erlös aus Unkenntnis nichj, 
in die Bücher eingetragen, das Geld aber nur im Inter­
esse des Aufbaus der Forellenzuchtanstalt verwendet. 
Die Zuschüsse der Regierung seien so gering gewesen,

daß er noch Privatgelder für den Betrieb verwandt 
habe.

Das Schöffengericht ist diesen Angaben des Ange­
klagten ohne Prüfung gefolgt, obwohl sie unglaub­
würdig erscheinen. Wenn der Angeklagte den für das 
Holz erhaltenen Betrag wirklich für den Betrieb ver­
wendet hätte, bestand keine Veranlassung, ihn nicht 
zu buchen. Ebenso unglaubwürdig ist die Darlegung 
des Angeklagten, er habe die Buchung aus Unkenntnis 
unterlassen; denn er führte Bücher und nahm Buchun­
gen wie in jedem Geschäftsbetrieb vor. Deshalb kann 
der Angeklagte sich auch nicht — wie er es getan 
hat — auf eine angebliche Anordnung eines Vorge­
setzten berufen; im Gegenteil hätte er gegen eine 
solche Anweisung Vorgehen müssen.

Hätte das Gericht die Angaben des Angeklagten 
überprüft, so hätte es sie ihm keinesfalls ohne weiteres 
glauben dürfen. Es hätte dem Angeklagten vielmehr 
sein Geständnis vor der Polizei Vorhalten müssen. 
Bei Widersprüchen zwischen der polizeilichen Ver­
nehmung und den Bekundungen des Angeklagten in 
der Hauptverhandlung wird immer festgestellt werden 
müssen, warum der Angeklagte die erste Aussage 
widerrufen hat. Notfalls wird der Volkspolizei-Wacht­
meister, der den Angeklagten vernommen hat, zu 
hören sein.

Daß das Schöffengericht den wirklichen Sachverhalt 
nicht ausreichend aufgeklärt hat, findet seine Bestäti­
gung in dem nunmehr vorliegenden Protokoll über die 
von dem Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
in Sachsen-Anhalt vorgenommene Vernehmung des 
Angeklagten vom 14. September 1951, in dem der 
Angeklagte sein vor der Polizei abgelegtes Geständnis 
wiederholt. Aus diesem Vernehmungsprotokoll ergibt 
sich ferner, daß der Angeklagte etwa 250 fm Holz 
einschlagen ließ und er über den Verbleib des nicht 
verkauften Holzes keine Auskunft geben kann. Auch 
nach dieser Richtung hin muß der Sachverhalt noch 
geklärt werden.

Das angefochtene Urteil war demnach wegen Ver­
letzung des § 244 Abs. 2 StPO im Umfange des Kassa­
tionsantrages aufzuheben.

Wird in der neuen Hauptverhandlung der sich aus 
dem Vernehmungsprotokoll der Landesregierung 
Sachsen-Anhalt — Minister für Land- und Forstwirt­
schaft — ergebende Sachverhalt festgestellt, ist der 
Angeklagte wegen Unterschlagung nach § 246 StGB in 
Tateinheit mit Untreue gemäß § 266 StGB zu be­
strafen. Er hat als Betriebsleiter der Landesteichwirt­
schaft Kloster M. die ihm durch behördlichen Auftrag 
obliegende Pflicht, die Vermögensinteressen des Be­
triebes wahrzunehmen, verletzt und durch Entziehung 
der 1140,— RM dem damals landeseigenen Betrieb, also 
dem Volkseigentum, Nachteil zugefügt. Für die Ent­
scheidung, ob schwere Untreue (§ 266 Abs. 2 StGB) 
vorliegt, ist folgendes wesentlich:

Das Oberste Gericht hat in seinen Urteilen vom 
31. Mai 1951 — 2 Zst 11/51 — (NJ 1951 S. 373) und vom
19. Juni 1951 — 3 Zst 13/51 — (NJ 1951 S. 374) dazu 
Stellung genommen, welche Bedeutung der zur Zeit 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft durch den 
Art. 1 Ziff. 18 des Gesetzes zur Abänderung strafrecht­
licher Vorschriften vom 26. Mai 1933 (RGBl. I S. 295) 
eingefügte Ausdruck „Wohl des Volkes“ für die demo­
kratische Rechtsprechung hat. Darin ist ausgeführt, daß 
der Inhalt des § 266 Abs. 2 StGB sich heute nach dem 
Charakter der antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung richtet und daher die Schädigung des Wohles des 
Volkes bei Untreue nur vom Standpunkt unserer Ord­
nung aus festgestellt werden kann. Schädigung des 
Volkseigentums ist zugleich Schädigung des Wohles 
des Volkes, da Angriffe gegen das Volkseigentum ge­
eignet sind, die wirtschaftliche Entwicklung der Deut­
schen Demokratischen Republik zu beeinträchtigen.

Hier liegt ein solcher Angriff gegen das Volkseigen­
tum vor. Damit ist die Anwendung des § 266 Abs. 2 
StGB notwendig, ohne daß es noch der Feststellung 
weiterer erschwerender Umstände bedarf.

Bei der Strafzumessung wird insbesondere zu be­
rücksichtigen sein, daß der Angeklagte in dem volks­
eigenen Betrieb eine verantwortungsvolle Stellung 
innehatte, so daß die gegen ihn festzusetzende Zucht­
hausstrafe über die Mindesgrenze von einem Jahr 
hinausgehen muß.
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